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Das Vergleichen ist das Ende des Glücks und der An-
fang der Unzufriedenheit. 
Søren Aabye Kierkegaard; 1813 – 1855, dänischer Philosoph und 

Theologe 
 

 Was Sie interessieren kann:  

Arbeitsrecht  

KEIN ANSPRUCH AUF ABFINDUNG NACH 

SOZIALPLAN 

In einem vom Landesarbeitsgericht Saarland entschiedenen Fall war 

eine Krankenschwester seit 1986 im evangelischen Krankenhaus in 

Saarbrücken tätig, das zum 31.3.2023 geschlossen wurde. In der 1. 

Instanz wandte sich die Schwester noch gegen ihre Versetzung in 

ein anderes Krankenhaus des Betreibers in Neunkirchen und gegen 

die vom Arbeitgeber vorsorglich für den Fall der Unwirksamkeit der 

Versetzung ausgesprochene Änderungskündigung mit dem Angebot 

auf Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses in Neunkirchen. Gleichzei-

tig begehrte sie die Zahlung einer Abfindung nach dem Sozialplan, 

der eine solche für gekündigte Mitarbeiter vorsieht, diejenigen aber 

ausgenommen hat, die aufgefordert wurden, in einer anderen Ein-

richtung in Saarbrücken, Neunkirchen oder Schwalbach ohne Ände-

rung ihrer Eingruppierung tätig zu werden. 

Die Ungleichbehandlung von denjenigen Mitarbeitern, denen ein zu-

mutbares Arbeitsplatzangebot gemacht wurde und denjenigen, de-

nen ein weiter entfernter und damit nach der Definition des Sozial-

plans nicht mehr zumutbarer Arbeitsplatz angeboten wurde, ist sach-

lich gerechtfertigt. Das gilt auch, wenn denjenigen mit dem zumutba-

ren Arbeitsplatzangebot kein Wahlrecht zwischen der Zahlung der 

 
 



 

 

Abfindung und der Annahme des Arbeitsplatzangebots angeboten 

wurde. 

Familienrecht/Erbrecht 

UNTERHALT ALS AUßERGEWÖHNLICHE 

BELASTUNG IN DER STEUERERKLÄRUNG AUCH 

BEI VERMÖGEN DES EMPFÄNGERS? 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass Unterhaltsleistun-

gen nur dann eine einkommensteuerlich zu berücksichtigende au-

ßergewöhnliche Belastung darstellen, wenn das Vermögen des Un-

terhaltsempfängers 15.500 € nicht übersteigt. Die monatlichen Unter-

haltsleistungen sind – jedenfalls bis zu einem bestimmten Zeitpunkt 

– nicht in die Vermögensberechnung mit einzubeziehen. 

 

Das beklagte Finanzamt (FA) hatte den Abzug als außergewöhnliche 

Belastung für die Unterhaltspflichtigen verweigert, weil das Vermö-

gen des Unterhaltsberechtigten, für den kein Anspruch auf Kinder-

geld mehr bestand, zum 1.1. des betreffenden Jahres das Schonver-

mögen um knapp einen Monatsunterhaltsbetrag überschritt, wobei 

es sich hierbei um den Unterhalt für den Monat Januar handelte. Die-

ser war bereits am Ende des Vorjahres auf dem Konto des Unter-

haltsberechtigten eingegangen. Das FA bezog sich hierbei auf die in 

den Einkommensteuerrichtlinien genannte Vermögensgrenze von 

15.500 €. 

 

Der BFH stellte in seinem Urteil klar, dass die bereits vorausgeleis-

tete Unterhaltszahlung nicht in das Vermögen einzubeziehen sei, je-

denfalls nicht im Laufe des Jahres. Erst im Folgejahr könne eine 

nicht verbrauchte Unterhaltsleistung zu schädlichem Vermögen wer-

den. 

 

 



 

 

Sonstiges 

ZUGANGSFIKTION BEI BEKANNTGABE VON 

STEUERBESCHEIDEN AB 1.1.2025 NUN NACH 4 TAGEN 

Versenden Behörden Verwaltungsakte, z.B. Bescheide, so geschieht 

dies derzeit noch in der Mehrzahl der Fälle auf dem Postweg mit 

„einfachem“ Brief, also ohne eine konkrete Möglichkeit der Nachver-

folgung, wann der Brief beim Empfänger eingegangen ist. 

Aus diesem Grund gibt es eine gesetzliche Vermutungsregel, wann 

der Brief beim Empfänger eintrifft. Diese Frist betrug in der Vergan-

genheit 3 Tage. Da jedoch im Sommer 2024 die Laufzeitvorgaben 

verlängert wurden, wurden nun auch die Vermutungsregelungen für 

die Zustellung von Verwaltungsakten, hierzu gehören u.a. Steuerbe-

scheide, von 3 auf 4 Tage verlängert. Außerdem kann die Bekannt-

gabe eines Steuerbescheids nach der Vermutungsregel nicht an ei-

nem Samstag, Sonntag oder gesetzlichen Feiertag erfolgen. Die 

Neuerung gilt für Verwaltungsakte, die nach dem 31.12.2024 versen-

det werden. 

Wird also durch das Finanzamt ein Steuerbescheid an einem Diens-

tag zur Post gegeben, wäre der vierte Tag nach der Zustellung ein 

Samstag. Da die Vermutungsregelung aber weder Samstag noch 

Sonntag greift, gilt der Bescheid erst am folgenden Montag als zuge-

stellt. Ein am Donnerstag vor Ostern zur Post gegebener Bescheid 

gilt aufgrund des sich an den Sonntag anschließenden Feiertags gar 

erst am folgenden Dienstag als zugestellt. 

Die Vermutungsregel kann durch den Empfänger allerdings erschüt-

tert und somit der Zugangszeitpunkt weiter verlängert werden, wenn 

der Empfänger den späteren Zugang nachweisen kann. 

Die Vermutungsregel gilt analog für die elektronische Übermittlung 

von Steuerbescheiden oder Verwaltungsakte, die elektronisch zum 

Abruf bereitgestellt werden. 


